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(Nr. 13098.) Geſetz über die Bereitſtellung von Zwiſchenkreditmitteln zur Förderung des Wohnungsbaues. 
Vom 31. Mai 1926. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
9 1. 


Am die Gewährung von Zwiſchenkrediten auf erſte Hypotheken für den Wohnungsbau zu 
fördern, dürfen Darlehen an Realkreditinſtitute insgeſamt bis zu einhundertzwanzig Millionen 
Reichsmark auf die Dauer von neun Monaten nach dem jeweiligen Abrufe gewährt werden. 

5 9 2. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Beſchaffung der nach § 1 bewilligten Mittel Dar⸗ 
lehen beim Reiche aufzunehmen. 9 8 . 

Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt den zuſtändigen Miniſtern ob. 

9 4. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 

Berlin, den 31. Mai 1926. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Zugleich für den Miniſter für Volkswohlfahrt: 
Braun. Höpker Aſchoff. 


r. 13099.) Geſetz über die Erweiterung des Stadtkreiſes Potsdam. Vom 4. Juni 1926. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
See 
Die Gutsbezirke Tornow und Potsdam-Gut ſowie die in der Anlage 1 bezeichneten Parzellen 
des Gutsbezirkes Plantagenhaus werden mit Wirkung vom 1. April 1926 unter Abtrennung von 
dem Landkreiſe Zauch-Belzig nach Maßgabe der in der Anlage 2 enthaltenen, von dem Regierungs⸗ 
präſidenten durch das Amtsblatt der Regierung in Potsdam zu veröffentlichenden Bedingungen mit 
der Stadtgemeinde und dem Stadtkreiſe Potsdam vereinigt. 
f 9 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 4. Juni 1926. 


Siegel Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Zugleich für den Miniſter des Innern: 
Braun. 
(Bierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 21. Juni 1926.) 
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Anlage 1. 


Parzellen des Gutsbezirkes Plantagenhaus, die in den Stadtkreis Potsdam 
eingemeindet werden ſollen. 


1. Gemarkung Potsdam⸗Forſt. 


2 
Kartenblatt 1: Parzellen 1—5, 7—9, II, . 


Kartenblatt 2: Parzellen 1, 5— 17, 19, 21, 22, 24 - 35, 39 — 43, 58, 59, 62, 63, 65 — 76, 
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2. Gemarkung Potsdam⸗Gut. 
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Kartenblatt 1: Parzellen 9, 29 { ! nn 
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Anlage 2. 


Bedingungen der Erweiterung des Stadtkreiſes, die als Seil des Geſetzes 
zu veröffentlichen ſind. 


8 1. 

Die Stadtgemeinde Potsdam verpflichtet ſich zum Bau und Betrieb einer Straßenbahn von Potsdam 
nach Caputh nach Maßgabe des Auseinanderſetzungsvertrags zwiſchen der Stadt Potsdam und dem Kreiſe 
Zauch⸗Belzig vom 27. Oktober 1925/30. Oktober 1925. 


: § 2. 
Mit der Eingemeindung tritt in dem eingemeindeten Gebietsteile das geſamte Ortsrecht der Stadt 
Potsdam in Kraft. Die Ausdehnung der in der Stadt Potsdam geltenden Polizeiverordnungen auf das 
Eingemeindungsgebiet hat unter Beachtung der für Polizeiverordnungen vorgeſchriebenen Form ſtattzufinden. 


(Nr. 13100.) Verordnung über die Abertragung des Rechtes zum Ausbau der Aa unterhalb Münſter. 
Vom 21. Mai 1926. 


Der Stadt Münſter i. W. wird auf Grund des § 155 Abſ. 2 des Waſſergeſetzes vom 7. April 1913 
— Geſetzſamml. S. 53 — das Recht übertragen, die Aa unterhalb Münſter von der Schlachthausſtraße bis 
zum Stauwerke der Coermühle in den Gemeinden Münſter⸗Stadt und St. Mauritz nach dem Entwurfe des 
ſtädtiſchen Tiefbauamts auszubauen. 

Berlin, den 21. Mai 1926. 


Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Steiger. 
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